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Liebe Freunde, 
v°n </äuft's; — Der Wahlkampf unserer Partner 
Anfuen Allianz-Parteien — Demokratischer 
licl, j^Ucn' Deutsche Soziale Union und Christ- 
Ga "

emokratische Union — ist in vollem 
ich »1   ^a.s 'st der ermutigende Eindruck, den 
Drjp?? deiner Bereisung durch die Bezirke der 

"i den letzten Tagen gewonnen habe. 

CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschtand 
Bonn, den 1. März 1990 

UnSe 
rs erfreulich ist aber das große Engagement 

ihren A • ^eder aus den Kreisverbänden, die mit 
''chn „Freunde helfen Freunde" wesent- 

1 beitragen, das Zusammengehörigkeitsge- 
krgtj  /" deutschen zu stärken und die neuen demo- 
beSo ^

hen Parteien in der DDR mit aufzubauen. Ein 
&iind 

erer Dank gilt allen Europa-Abgeordneten, 
ten, j. sta8sabgeordneten und Landtagsabgeordne- 
ken ü jSlCn ZUr persönlichen Beratung in den Bezir- 
ken    Preisen der DDR zur Verfügung gestellt 
Vte;a ?

d ^ort mre Erfahrung in demokratischer 
s°lder

r      einbringen. Viele Hauptamtliche, insbe- 
d'eihr

e AnSere Kreis" und Bezirksgeschäftsführer, 
%j^    ^rbeit gegenwärtig in den Bezirken der 
natj0n ^rrichten, vervollständigen das Bild ei 
tient;   V} Solidarität, die unsere Partei aus i 
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einer 
hrem dauerhaften Deutschlandengage- 

Wirsi
,ndiesen Tagen leistet. 

(Jiesen £ ein Volk — mit ihrer Tatkraft beweisen es unsere Mitglieder und Politiker in 
H\vu  

agen °ei unseren Freunden in der DDR. Und unser Wahlkampf ist jetzt in 
% v   £ gekommen: sechs Veranstaltungen mit Bundeskanzler Helmut Kohl, rund 
^eredi ansta'tur»gen mit CDU-Politikern, Riesenauflagen von Plakaten und insbeson- 
Hlüoe "Leitung zur Wahl" mit einer Fünf-Millionen-Auflage werden in der 
^ch»      se die Politik der „Allianz für Deutschland" den DDR-Wählern sichtbar 
Ihr    ^ 

\KU Generalsekretär der CDU 
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Pressestimmen aus dem In- und Ausland 
Herr der Lage 
Bundeskanzler Helmut Kohl hätte die 
Unterstützung von Paris verdient. Wird 
„die ach so schöne Allianz" zwischen Bonn 
und Paris die französischen Ungeschick- 
lichkeiten erster Güte überleben ? Frank- 
reich wird seine Taktik ändern müssen. Ob 
es uns gefällt oder nicht, der deutsche 
Kanzler ist Herr der Lage. Er, der als 
erster einen Prozeß der fortschreitenden 
Vereinigung vorgeschlagen hat; er, der den 
Plan Modrows zum Scheitern gebracht hat, 
indem er klar jede Vorstellung von einer 
deutschen Neutralisierung zurückwies; er, 
der ohne Rücksicht auf die Autoritäten der 
Bundesbank die innerdeutsche Währungs- 
union vorgeschlagen hat. 
Aber wenn man seinen Erfolg wünscht, 
muß die Achse Paris-Bonn weiterbestehen. 
Die Menschen sind wechselhaft, nicht die 
Geographie. Die Wiederwahl Helmut 
Kohls zum Bundeskanzler ist zweifellos die 
beste Chance für Europa. Es wäre viel- 
leicht an der Zeit, sich dessen bewußt zu 
werden. Le Figaro, 9. 2. 1990 

Sicher am Steuer 
In einem hat Willy Brandt recht: Der Zug 
zur deutschen Einheit rollt. Doch im Füh- 
rerhaus dieses Zuges sitzt nicht die SPD. 
Dort hält Helmut Kohl — nach seinen 
erfolgreichen Gesprächen mit Präsident 
Bush in Camp David noch gestärkt — das 
Steuer sicher in der Hand. Präsident Bush 
gab, wie zuvor schon der sowjetische 
Staatschef Gorbatschow, dem Kanzler 
freie Fahrt. Auch Mitterrand weiß, daß er 
den Zug nicht aufhalten kann. Einzig Frau 
Thatcher schmollt im Bremserhäuschen 
und laviert die Briten in die europäische 
Bedeutungslosigkeit. 

Frankfurter Neue Presse 

•b<f* 
Helmut Kohl in Erfurt 
Sechs Termine hat der Kanzler ang& 
In Erfurt geht die Premiere über die ^ 
Bühne umgestaltete Domtreppe. Schofl 
bevor der Matador anzieht, bringen s,c 

die 100.000 bis 130.000 (so genau karfg 

das niemand schätzen) im weiten KaT 

selbst in Stimmung. 
Wann hatte ein wahlkämpfender Parl , 
chef in der Bundesrepublik schon eint11 

solchen Zulauf? Das dürfte weder A" 
nauer noch Brandt und Strauß in ihre 
besten Zeiten beschieden gewesen se 'M* 

Kölnische Ru»dsl 

• 
Als Wahlkämpfer zeigte sich Helmut' 
wieder von seiner besten Seite: Souve   . 
auf dem Feld der Deutschlandpolitik1* 
kämpferisch, ohne verletzend zu wer    # 
gegenüber der Opposition so erntet^ 
auf dem Domplatz zu Erfurt immer n" ^ 
stürmischen Beifall. Hande|! 

Helmut Kohl, von den Massen aufde 

Erfurter Domplatz als „unser" KanzI    , 
gefeiert, wußte damit neue Hoffnung 
pflanzen. Der Regierung Modrow 's' 
trotz fast täglicher Beteuerung ihres     .^ 
Reformwillens nie gelungen.     Han<l 

• 
Crtitl^ Helmut Kohl und andere Bonner W .gJ 

Politiker erleben in diesen Wochen w    ,-, 
DDR einen Wahlkampf von einer Im ^ 
tat, wie es sie in der Bundesrepublik 
falls in den 50er Jahren gab. M 

Flugblätter und Broschüren, bei den 
Bundesbürger müde abwinkt — *n **   0' 
DDR werden sie begierig gelesen- V 
ger hungern nach Informationen-       e\oß 

Kölner Stadt-* 



ÄCH AFT UiD 8/1990 •  Seite 3 

esverband deutscher Banken: 

»Konjunktur bleibt in Schwung" 
De^'rtschaft der Bundesrepublik 
*u$o ^'and präsentiert sich derzeit in 
JunktZeichneter Verfassung; die Kon- 
%     bleibt in Schwung. Die Indu- 
Qu ^

erzeichnete auch im vierten 
e'ien     ^es abgelaufenen Jahres 
8a„g faltend lebhaften Bestellein- 
te,. J" "*e Industrieproduktion hat wei- 
stun ^.en°nimen; ^'e Kapazitätsausla- 
Trot* .,,e8t inzwischen bei 90 Prozent. 

^hm Sind die Auftra8SDestände 

^^HH 
an8estiegen. Für die kom- 

ftehr-en Monate erwarten die Unter- 
Oesch-f

Weiternm eine Positive 

^haft . Entwicklung. Die Bereit- 
tions 'ln Erweiterungen des Produk- 
br0cL PPj'ates zu investieren, ist unge- 

Sobeim ., 
Scher ft       

der Bundesverband deut- 
^tvvi v nken (BVR) die wirtschaft,iche 

JUti^u° v!Ung in seinem neuesten Kon- 
ten v"rberjcht. Zusätzliche Impulse wer- 
ter t)r? der Politischen Entwicklung in 
sind K    . us8enen- „Viele Unternehmen 
die Li eJeit'in der DDR se,bst bzw- für 

'nyesr erun8 von Produkten dorthin zu 
^e kn

er.en' *n welchem Umfang hieraus 
ge\vjn°njUnktur zusätzlich an Dynamik 
Sot^u kann, hängt entscheidend 
'1 der Af.wie rascn und wie konsequent 
^ef0     *^R eine marktwirtschaftliche 
er^ebr 5rfol8t- Bislang bestehen noch 
{\ v       Hürden, etwa bei der Errich- 
°der    *? Gemeinschaftsunternehmen 
Dje ^

Ut Neuerlichem Gebiet." 

••er*u IlS.Umnachfrage nimmt immer stär- 
Öffiun       hat mehrere Ursachen: „Die 
Vj)r 8 der Grenzen hat zunächst die 
\ a 

Uchsnachfrage in der Bundesrepu- 
^S(jer

8^re8t. Die Käufe der Besucher 
DR haben mit zu dem Anstieg 

der Einzelhandelsumsätze in den letzten 
Monaten beigetragen. Hinzu kommt die 
zusätzliche Nachfrage durch die Aus- 
und Übersiedler, die einen erheblichen 
Nachholbedarf haben. Den Verbrauchern 
in der Bundesrepublik stehen mit der 
dritten Stufe der Steuerreform in diesem 
Jahr in beträchtlichem Umfange zusätzli- 
che Mittel für Verbrauchsausgaben zur 
Verfügung." 
Auch im Baubereich bleibt die Nachfrage 
lebhaft. „Die Nachfrage nach Bauleistun- 
gen expandiert weiter kräftig. Besonders 
dynamisch entwickeln sich die Aufträge 
für Wohnbauten." 
Dies wirkt sich verstärkt auf die Beschäf- 
tigung aus: „Der Beschäftigungsanstieg 
hält an. Ende vergangenen Jahres lag die 
Zahl der Erwerbstätigen um 385.000 Per- 
sonen über dem entsprechenden Vorjah- 
resniveau. Die Arbeitslosenzahl hat im 
Januar wegen der anhaltend guten Kon- 
junktur und zusätzlich begünstigt durch 
das milde Wetter weniger stark zugenom- 
men als um diese Jahreszeit üblich. Der 
Zustrom von Aus- und Übersiedlern hat 
bislang nicht, wie befürchtet, zu einem 
Anstieg der Arbeitslosigkeit geführt. Viele 
Übersiedler finden vielmehr rasch eine 
neue Stelle. Oftmals lassen sich gerade 
durch sie Facharbeiterstellen schneller 
neu besetzen als es sonst der Fall gewe- 
sen wäre." 
Das Preisklima in der Bundesrepublik 
hat sich in den letzten Monaten wieder 
beruhigt. Aber: „Vor allem der Ausgang 
der Tarifverhandlungen entscheidet über 
das künftige Maß an Preisstabilität in der 
Bundesrepublik." 
Alles in allem: das achte Wachstumsjahr 
hat gut begonnen. 
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Umfangreiche Hilfsmaßnahmen 
sind bereits angelaufen 
Der Chef des Bundeskanzleramtes, 
Bundesminister Rudolf Seiters, weist 
darauf hin, daß in der aktuellen Dis- 
kussion die schon eingeleiteten Hilfs- 
maßnahmen für die Menschen in der 
DDR weitgehend außer Betracht blei- 
ben. Vor allen Dingen die humanitären 
Hilfsmaßnahmen und die Umweltzu- 
sammenarbeit mit der DDR sind weit 
vorangekommen. 
1. Für humanitäre Hilfsmaßnahmen sind 
für das Jahr 1990 Mittel in Höhe von 
annähernd 500 Mio. DM vorgesehen. Die 
Hilfsmaßnahmen sind bereits im Dezem- 
ber 1989 angelaufen. Sie werden verstärkt 
fortgesetzt. Hervorzuheben ist: 
• Bis zum Jahresende werden insgesamt 
5.900 Sets an Verbrauchsmaterialien für 
Krankenhäuser ausgeliefert. Damit wer- 
den ca. 600 Krankenhäuser mit 150.000 
Betten flächendeckend ausgestattet. Es ist 
sichergestellt, daß der gesamte Jahresbe- 
darf in jeweils vierteljährlichen Lieferun- 
gen erfolgt. Die ersten 400 Sets sind 
bereits ausgeliefert. 
• Arzneimittel in bedarfsgerechten Sets 
von jeweils 3,2 t im Werte von 985.000 
DM werden an die ca. 37 Versorgungsde- 
pots in der DDR geliefert. Die Sets ent- 
sprechen dem von Fachkommissionen 
des Deutschen Roten Kreuzes ermittelten 
Bedarf. Die ersten Lieferungen beginnen 
am 8./9. März 1990. Sie entsprechen dem 
gesamten Arzneimittelbedarf der DDR 
für drei Monate. Weitere ergänzende Lie- 
ferungen sind bis Ende 1990 vorgesehen. 
• Erforderliche Dialysatoren werden für 
einen Vierteljahresbedarf unmittelbar an 
die einzelnen Dialysezentren geliefert. 
Die erste Lieferung wird bis Ende 
Februar abgeschlossen sein. 

• Zur Zeit wird ein Verbrauchs-Set »ü .) 
alle Alten- und Pflegeheime (1.367 Sn» 
erarbeitet. Sobald dieses Programm» 
ist, wird mit den Lieferungen begom1 

Die Umsetzung der Angebote der ßu 
desregierung ist teilweise schwierig- *. 
wurde auf Angebote zur Hilfe in der 
lyse vom November 1989 erst Anfang 
Februar 1990 eingegangen. Die Bedan 
ermittlung für medizinisch-technisch 
Gerät stockt. Auch die notwendigen 
Informationen zur Versorgung mit V 
brauchsmaterial und Arzneimittelns    j. 
bisher in der DDR nicht ausreichend 
tergeleitet worden. Wegen der Ents5hef 
dung von Ärzten ist langwierig darüf 
verhandelt worden, was Ärzte aus d 
Bundesrepublik verdienen dürfen- 

2. Im Bereich der Zusammenarbeit    . s 
der DDR beim Umweltschutz sind s« ^ 
Projekte vergabereif oder stehen ku 
Vergabereife. Es handelt sich um 
— Smog- Früh warnsystem, 
— Heizwerk Magdeburg, 
— Heizwerk Staaken, 
— Membrantrennanlage Buna,        jp 
— Chloralkalielektrolyse Buna (Re<JÜ 

rung der Quecksilberbelastung),      .^e 
— Hochtemperatur-Verbrennungsafl 

Dresden. „, 

Das Fördervolumen beträgt 1990 bis 
insgesamt 300 Mio. DM. Über vorajj 
sichtlich 15 weitere Pilotprojekte fljj ^ 
einem Fördervolumen von etwa 6^   j. 
DM verhandelt der Bundesumwelt1*1 

ster mit der DDR. 

Als weitere Aktivitäten sind zu nen    . 
— Pilotprojekte über thermische A 
behandlung in Buna, 
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ken ^
erPrüfung von DDR-Kernkraftwer- 

\nt   •     §ernemsame Expertengruppe. 
Hek!eiten der DDR fehlt es jetzt nicht 
schü 

am Politischen Willen, Umwelt- 
en u 2U Detre»ben. Neben Baukapazitä- 
chün

nd Verwaltungskraft zur Verwirkli- 
aber

8 Von Umweltmaßnahmen fehlt es 
Wif(j 

0cn an einem Gesamtkonzept. Dies 
$ch,üt

erscnwert dadurch, daß Umwelt- 
legu 

2maßnahmen mit der Frage der Stil- 
2u$a,° Verrotteter Industrieanlagen 
3   **enhängen. 

Beref }jofortmaßnahmen für die DDR im 
herw    **°st- und Fernmeldewesen sind 
^s

0r2üheben: 
spre^'fung von 200 weiteren Fern- 
öbb ueitungen von der BRD nach der 
.   * bis "in < in• ,s 30. 6. 1990 Schalt 

(1001 

MaRWeSt) his 30- 6- 1990 
•*Hn 

-Ung weiterer Fernsprechleitun- 
0 bis 250) zwischen der DDR und 

kiw nahmen zum flächendeckenden 
*Dp j?* der Fernseh-Programme ARD, 
v Un-     R l und 2 in beiden Staaten 
Vty ^btgeltiiche Überlassung von 500 
der ft raftfahrzeugen aus dem Bestand 
Aprj, e^tschen Bundespost bis Ende 

Anfang Mai. 

|Vh am Wahltag 
a*m man noch helfen 

Brie?
,ur die Wahl in der DDR keine 

^ *an|mÖglichkeit gibt, hat der 
dere S*nst zum Wahllokal eine beson- 
^Ute un8- Die Kreisverbände 
«iri^ l,.recnt2ei*ig mit ihren Partnerbe- 
Vv'cht',nder DDR darüber sprechen. 
"^ti,g'? die Beratunß he*der Orga- 
^*hltn elnes so,cnen Fahrdienstes am 
•lie t_ a{j' genauso wichtig ist aber auch 
v'«le u    ete Hi,fe durch möglichst 
^*»e     rer Mitglieder,die mit ihrem 
VerJü

a am 18. März in der DDR zur 
»gung stehen. 

Mehr Wohngeld 
ab Oktober 
Bundesbauministerin Gerda Hassel- 
feldt hat den im vergangenen Novem- 
ber verabredeten Koalitionsbeschluß, 
das Wohngeld rechtzeitig an die allge- 
meine Mieten- und Einkommensent- 
wicklung anzupassen, umgesetzt. Die 
Haushaltsverhandlungen sind erfolg- 
reich abgeschlossen. Die neue Wohn- 
geldnovelle soll bereits Mitte März 
vom Bundeskabinett verabschiedet 
werden und am 1. Oktober 1990 in 
Kraft treten. 

Bundesministerin Hasselfeldt: „Gerade 
in einer Zeit, in der es noch nicht überall 
genügend Wohnungen gibt, ist die soziale 
Absicherung des Wohnens besonders 
wichtig." 

Im Rahmen der laufenden Vorarbeiten 
wurden folgende Absprachen zwischen 
Bundesbauministerin Hasselfeldt und 
Bundesfinanzminister Waigel getroffen: 

• Das Wohngeld wird sich im Durch- 
schnitt um etwa 20 Mark auf rund 170 
Mark monatlich erhöhen. 
• Insgesamt wird der für das Wohngeld 
zur Verfügung stehende Betrag um 1,2 
Milliarden Mark jährlich erhöht. Die 
Mehrausgaben werden je zur Hälfte von 
Bund und Ländern getragen. Die schon 
in diesem Jahr auf den Bund entfallenden 
zusätzlichen Ausgaben sollen im Nach- 
tragshaushalt 1990 berücksichtigt werden. 

• Den Wohngeldempfängern in Gebieten 
mit überdurchschnittlich hohen Mieten 
wird durch eine stärkere Anhebung der 
Höchstbeträge für die zuschußfähige 
Miete zusätzlich geholfen. So werden z.B. 
die betroffenen Haushalte in der obersten 
Mietenstufe 6 durchschnittlich 36 Mark 
mehr Wohngeld erhalten. 
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Agrarbericht 1990 

Einkommensentwicklung hat sich 
erfreulich gebessert 
Die im Agrarbericht 1990 ausgewie- 
sene verbesserte Einkommensentwick- 
lung der Landwirtschaft im zurücklie- 
genden Wirtschaftsjahr 1988/89 ist 
erfreulich. Die mit Ausnahme für 
Getreide verbesserten Erzeugerpreise, 
gute Ernteergebnisse und flankierende 
staatliche Hilfen haben dies ermög- 
licht. Mit der Politik der Mengenbe- 
grenzung, die sich besonders bei Milch 
ausgezahlt hat, und den einkommens- 
stabilisierenden Transferleistungen hat 
die Bundesregierung die richtigen Wei- 
chen gestellt. 

Egon Susset, agrarpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 
Trotz des insgesamt günstigen Einkom- 
mensergebnisses ist Hochstimmung den- 
noch nicht angebracht: Denn: 

• Viele Betriebe kommen nicht in den 
Genuß befriedigender Einkommen. Bei 
Getreide hält der Preisdruck an. Die EG- 
weit eingeleiteten Maßnahmen zur Men- 
genbegrenzung haben noch nicht den 
Durchbruch gebracht. Hier ist mehr Soli- 
darität der EG-Staaten gefordert. Es gibt 
keine andere Alternative, um die uner- 
trägliche Preissenkungsstrategie der EG 
zu stoppen. 

• Das für sich betrachtet gute Ergebnis 
muß in den langfristigen Trend eingeord- 
net und insbesondere vor den teilweise 
drastischen Einkommenseinbußen in der 
Vergangenheit gesehen werden. So sind 
die Zuwachsraten am höchsten im Vered- 
lungsbereich, wo vorher die Einkom- 
menseinbußen am einschneidensten 
waren. Aber gerade hier hat sich z. B. bei 

Schweinefleisch der Trend schon wie 
umgekehrt. Als Folge der kürzlich ang 
hobenen Exporterstattungen hat sich 
Entwicklung zuletzt immerhin stabil» 
• Nach wie vor besteht ein erheblich6^. 
Abstand zu den Einkommen des gew  „. 
liehen Bereichs, wenn er sich auch ge» 
über dem Vorjahr verringert hat. 
Die Einkommen in der Landwirtscha 
lassen sich nur dann dauerhaft ver^hs^' 
sern, wenn die Produktion an den A 
möglichkeiten ausgerichtet wird. Da .ef 

muß der erfolgreich begonnene Weg 
Marktentlastung über produktionsbe' . 
grenzende und absatzfördernde Ma»  ^ 
men konsequent weitergegangen we 

174 Millionen Mark 
mehr für Kriegsopfer 
Für Kriegsopfer und Witwen werde* 
künftig über die regelmäßige An    .sj,f- 
der Kriegsopferversorgung hinaus J 
lieh 174 Millionen Mark zur Verfüg» f(r 

gestellt. Der Bundestag beschloß n11   $ 
ßer Mehrheit Strukturverbesserunge^( 

schätzungsweise 440.000 der insgef8 „ 
1,4 Millionen Versorgungsberechtigt ^. 
zugute kommen. Die Neuregelung*  ^ 
ten im wesentlichen am 1. April 1"    «t 
Kraft. Angehoben werden vor alle 
Ausgleichsrenten für rund 300.000  ^ 
wen sowie der Berufsschadens- uO  ^ 
densausgleich. Steigen werden au* 
Alterszulagen zur Grundrente für    ,^e- 
Schwerbeschädigte und die Pfleger 
Weitere Verbesserungen gibt es be 
Pflegezulage für hilflose Beschädig 
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Rutsch-deutsche 
^auen-Union 
^gründet 
du„g 

auen haben sich bei der Grün- 
Fr^y e""saninilung der gemeinsamen 
AufL n~Union des Demokratischen 

der crii   ' der CDU Deutschlands, 
Ne„ "JJ Ost und Mitgliedern des 
6r|(,ärt r\rUms zur Mitarbeit bereit 

für ,jj ' "aniit wurde der Grundstein 
deuts ,erste Parteiübergreifende 
8eleet ""deutsche Frauen-Organisation 

^Uen     gesamt waren ca- 300 

NSS 
nach Ost-Berlin gekommen, 

N d^ e^a die Hälfte aus der DDR 
r Bundesrepublik Deutschland. 

^leicu,rmal gleicher Rechte ist die 
vieletl ^

erechtigung in Ost und West in 
%W0L 

ereichen noch nicht erreicht. 
ÖDj^    '5 Prozent der Frauen in der 
Scri'uß       estens ihren Facharbeiterab- 
%le 

V°Jweisen können — nach dem 
^nt ^ Weltkrieg waren es nur fünf Pro- 
leniiTh"unnten sie nur in Ausnahmefäl- 
/\u 

ere Positionen aufsteigen. 
sild p* der Bundesrepublik Deutschland 
b'e Auf11611 in leitenden Positionen noch 
^Uen n .me- Eine deutsch-deutsche 

Siier     ion» die in der Phase der Neu" 
rauen

Ung der D°R die Interessen der 
Sriöt 

V°n Anfang an vertritt, ist deshalb 
fer Prä60' erklart die Bundesvorsitzende 
H »?.en"Union der CDU Deutsch- 

•H 
s*ita Süssmuth. 
'eser 

•  hist1*1 Zusammenhang wurden auch 
^dislc

ru.mente der Gleichstellungspoli- 

^Se"sch        Prauenförderung wurde als 
V0n ^ naftliches „Muß" gesehen. 

Huie , DDP-Frauen wurde ein Maß- 

^itsrata,°8 sefordert'der sich an das 

Hlijj r?rderun8s8esetz in der Bundesre- 
Ueutschland anlehnt. Bei einer 

Weiterqualifizierung und Umschulung 
müssen auch Frauen mit Familienpflich- 
ten die gleichen Rechte erhalten wie die 
Männer. Im Falle des Verlustes der 
Arbeit müssen diese Möglichkeiten eben- 
falls offenstehen und eine angemessene 
soziale Absicherung gewährleistet sein. 

Die Vertreterinnen des Demokratischen 
Aufbruchs, der CDU-Ost und des Neuen 
Forums, Brigitta Kögler, Sylvia Schultz 
und Karin Lück, machten deutlich, daß 
sich die Verantwortung der Frauen auch 
auf die Politikfelder Arbeit und Soziales, 
Bildung und Umwelt beziehen muß. 

Die verschiedenen Erfahrungen in Ost 
und West sollen jetzt in eine Programm- 
Kommission einfließen, die gemeinsame 
frauen- und gesellschaftspolitische Ziele 
entwickelt. 

In der Zeit des politischen Umbruchs 
wollen und müssen Frauen politische 
Verantwortung übernehmen. Der Grün- 
dungskongreß hat auch gezeigt, daß aus 
der Sicht der Frauen aus Ost und West 
Prioritäten verschieden gesetzt werden. 
Gleichberechtigung wird jetzt neu buch- 
stabiert werden müssen. 

Zitat 
Rainer Eppelmann (Demokratischer 
Aufbruch) zum Thema „Währungs- 
union": „Stellen Sie sich vor, der Gor- 
batschowfährt nach Washington und 
der Bush sagt: Also, mit dem Tag X 
verspreche ich dir: alle Spareinlagen, 
die in Rubel eingezahlt worden sind, 
werden in Dollar ausgezahlt. Alle 
Arbeitslosen kriegen ihre Arbeitslosen- 
unterstützung ...in Dollar, und alle 
Renten werden ab sofort in Dollar 
gezahlt. Na, da würde der Gorbatschow 
sich auf die Erde schmeißen und würde 
dem Bush sieben Wochen lang die Füße 
küssen." 
ZDF-Sendung „Was nun...?", 22. 2. 1990 
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Städtepartnerschaften mit 
DDR-Gemeinden immer bedeutsam 
Zur aktuellen Bedeutung der Städte- 
partnerschaften und zum Aufbau einer 
freiheitlichen kommunalen Selbstver- 
waltung in der DDR erklärt Horst 
Waffenschmidt, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: 

Nach Gesprächen mit zahlreichen Kom- 
munalpolitikern in der DDR halte ich 
den Ausbau der Städtepartnerschaften 
mit Gemeinden in der DDR für immer 
bedeutsamer. Es muß zwischen den Kom- 
munen in beiden Teilen Deutschlands ein 
großer Informationsaustausch zustande 
kommen, und eine Vielzahl von Formen 
der Zusammenarbeit solle entstehen. All 
diese Aktivitäten müssen jetzt vor allen 
Dingen ein Ziel haben: Den Aufbau einer 
bürgernahen und leistungsfähigen kommu- 
nalen Selbstverwaltung in der DDR. Diese 
Aktivitäten sind entscheidend für den 
gesamten wirtschaftlichen und sozialen 
Aufbau im anderen Teil Deutschlands, 
denn die Einführung der Sozialen Markt- 
wirtschaft muß auch durch viele Initiati- 
ven vor Ort in den Städten und Gemein- 
den unterstützt werden. 

Viele Kommunalpolitiker aus der Bun- 
desrepublik Deutschland haben schon 
Vorbildliches in diesem Bereich geleistet, 
aber viele weitere Aufgaben stehen an. 
Jede Gemeinde in der DDR sollte einen 
Partner in der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben. Die Bereitschaft bei vielen 
Kommunen in der Bundesrepublik 
Deutschland ist dafür vorhanden. 

Die Bundesregierung hat ihre Bereit- 
schaft erklärt, die anstehenden Aufgaben 
in engem Kontakt mit den Ländern und 
den kommunalen Spitzenverbänden zu 

fördern. Die vom Deutschen Städte^' 
Deutschen Städte- und Gemeinde^ 
und Deutschen Landkreistag ergru' .^ 
Initiativen werden begrüßt, insbesofl 
die Errichtung einer zentralen Koni 
stelle im Ernst-Reuter-Haus in Ben' 

Folgende Aufgaben sind jetzt besonde 

vorrangig: 

1. Hilfe bei Versorgungsaufgaben v0 <j. 
Ort, insbesondere im sozialen und n> 
zinischen Bereich. Hier können uns ^ 
Städte und Gemeinden auch mit de    „ 
liehen Einrichtungen unserer Hi''s 

sationen verstärkt Zusammenarbeit 
2. Im Bereich der Wirtschaftsfördefl,n 

und im Erfahrungsaustausch bei de 
Schaffung neuer Arbeitsplätze mu»    ,,- 
besonderer Schwerpunkt der Zusai"   ,et 

arbeit liegen. Gute Beispiele komm11'„. 
Wirtschaftsförderung in der Bundes 
blik Deutschland müssen dabei he»1 

die Schaffung neuer und moderner    . 
Arbeitsplätze in den einzelnen Re#   ^ 
der DDR schnell und unbürokratisc 

realisieren. • 

et* 
3. Bei den Maßnahmen zur Stadt- 
Dorferneuerung können westdeuts 
Gemeinden viele Erfahrungen übe:     . 
teln, um Fehler in der Stadtentwi<* ./ 
zu vermeiden. Hier sollten alle In» &F 
für die Revitalisierung gewachsene ^ 
Stadt- und Dorfstrukturen verstärk    „ 
Flächensanierungen soweit wie m 
vermieden werden. . 
4. Kontakte, Informations- und Er ^. 
rungsaustausch zwischen Vereine » jffl 
bänden und örtlichen Gemeinscha ^ 
Rahmen der Städtepartnerschaften .j. 
jetzt in besonderer Weise ein Let>e _lfnel1 

xier für die deutsch-deutsche Zus 
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iiersch rach wie vor muß Jede StädtePart_ 

BürRe     das Ziel haben, daß sich viele 
gegg r ai|s den beteiligten Kommunen 
S. rv Seit'8 ^esuchen und kennenlernen. 
auSsc, !nzvv»schen gegründeten Regional- 
schafj ÜSSe der kommunalen Körper- 
bewJ

en aus beiden Teilen Deutschlands 
drüc. jren sich. Ihre Arbeit verdient nach- 
Gestal|

Cn Unterstützung, z. B. bei der 
verkeu    8 des öffentlichen Personennah- 
S°r8ün   Und bei AufSaben für die Ver- 
6       8 und Entsorgung. 
Spit2e°h ln der DDR müssen kommunale 
^ie int 

Ver°ände aufgebaut werden, die 
N Ic

er.essen der Städte, Gemeinden 
\ \j eise gegenüber dem Staat vertre- 
^ahie"

m,ttelbar nach den Kommunal- 

^ok am 6' Mai l990 muß es eine 

^ähite
ratiscn gewählte Vertretung freige- 

^er ^kommunaler Körperschaften in 
schen p

R geben. Auch die neuen politi- 
H^l ^eien in der DDR sollten kom- 
% |k   Organisationen alsbald aufbauen, 
Sgd

en Mandatsträgern bei der Erfül- 
\ Q? aktueHen Aufgaben in den Städ- 
AUc.   me»nden und Kreisen zu helfen. 
8erUfen

le polit>schen Stiftungen sind auf- 
Hsa hhre Informations- und Bil- 

n- Ent Clt m diesem Bereich zu verstär- 
heil'ich  vheidend bleibt' daß eine frei" 
^R ß

e   0mmunalverfassung für die 
S 2ü

8es!a,tet wird. Hierbei werden die 
Jrie bjf^denden Länder in der DDR 
h«nd ^aeutsame Aufgabe haben. Umge- 
Jesbish

Uß die zentrale Befehlsstruktur 
ör8ers k 8en DDR-Zentralstaats durch 

d«n iCo
chaftHche Selbstverwaltung in 

" mniunen abgelöst werden. 

einer Stern     anzler K<>hl geht tu 
Seifier'f!inde in der Geschichte 

^|» Ü N°tion entgegen. 
'urgent George Bush 

ressekonferenz in Camp David 

Krankenkassen 

Beitragssätze sinken 
auf breiter Front 
Zu den angekündigten neuerlichen 
Beitragssatzsenkungen in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung erklärte der 
sozialpolitische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Horst 
Günther: 

Die SPD versucht immer wieder, das 
Gesundheits-Reformgesetz der Koalition 
als Fehlschlag in Verruf zu bringen — 
aber ohne Erfolg. Denn die Krankenver- 
sicherung produziert immer wieder posi- 
tive Schlagzeilen. 

So haben jetzt fast alle Ersatzkassen 
angekündigt, ihre Beitragssätze dem- 
nächst zu senken. In der Vergangenheit 
verlief das Ritual umgekehrt: Die Bei- 
tragssätze stiegen von Jahr zu Jahr. 
Bruttoeinkommensverbesserungen der 
Versicherten wurden so weitgehend auf- 
gezehrt. 

Beitragssatzstabilität — so lautete das 
Wunschziel. Aber es wurde nicht erreicht, 
schon gar nicht unter der Verantwortung 
der SPD. 

Durch das Gesundheits-Reformgesetz 
wurde Beitragssatzstabilität verwirklicht. 
Die Beitragssätze sinken sogar auf breiter 
Front. Zu Beginn dieses Jahres konnten 
sich die Mitglieder von 295 Krankenkas- 
sen über niedrigere Beiträge freuen, das 
betrifft 4,8 Millionen Beitragszahler. 

Der durchschnittliche Beitragssatz wird 
in diesem Jahr voraussichtlich auf 12,6 
Prozent sinken. Ohne die Reform wäre er 
nach allen bisherigen Erfahrungen auf 14 
Prozent gestiegen. Und dieser Ausgaben- 
schub würde sich fortsetzen! 
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„Allianz für Deutschland" 
will den Sozialismus ablösen 
Im Anschluß an ihr Gespräch mit dem 
Vorsitzenden der Christlich Demokra- 
tischen Union Deutschlands, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, am 20. Februar 
1990 in Erfurt erklären die Vorsitzen- 
den der „Allianz für Deutschland", 
Wolf gang Schnur (DA), Hans- 
Wilhelm Ebeling (DSU) und Lothar 
de Maiziere (CDU): 

Gemeinsames Ziel der „Allianz für 
Deutschland" ist es, am 18. März den 
Sozialismus, in welcher Variante auch 
immer, in der DDR abzulösen. 

Angesichts des vom Sozialismus verur- 
sachten dramatischen Niedergangs der 
Wirtschaft, der Umwelt und in anderen 
Bereichen der Gesellschaft in der DDR 
gibt es nur einen vernünftigen Weg, der 
zu einer politischen, wirtschaftlichen und 
moralischen Gesundung der DDR führen 
kann: die Einführung der Sozialen 
Marktwirtschaft in der DDR und die 
schnelle Herstellung der Einheit Deutsch- 
lands. 

Dem entschiedenen und erfolgreichen 
Einsatz von Bundeskanzler Helmut Kohl, 
seiner Überzeugungs- und Durchset- 
zungskraft ist es zu verdanken, daß sich 
alle Nachbarländer der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR, einschließ- 
lich der USA und der Sowjetunion, 
uneingeschränkt hinter dem Wunsch der 
Deutschen nach Einheit stellen. Helmut 
Kohl hat das Tor zur Einheit weit aufge- 
stoßen. 

Die Menschen in der DDR haben heute 
keinen entschiedeneren Freund als Bun- 
deskanzler Helmut Kohl. Die Allianz 
weist deshalb die unberechtigten Vor- 
würfe, die Helmut Kohl von PDS und 

SPD gemacht werden, mit Entschied 
heit zurück. Weil sich die Regierung    f 

Modrow nicht eindeutig vom Sozia" 
verabschiedet, wird ein Teil der Soi°   < 
hilfe der Bundesregierung in Höhe 
Milliarden Mark blockiert. ^M 

Statt entschiedener Schritte zu einer 
schaftsreform, hat die Regierung nü 

halbherzige Maßnahmen und k°SI*!erC|i' 
sehe Korrekturen am Sozialismus oü 

geführt. 
Die DDR braucht jetzt nicht Geldg^ 
schenke in Milliardenhöhe, sonder11 

Einführung der Sozialen Marktwirt' 
- schaft. Der Sozialismus ist ein Faß    ,^ 

Boden. Noch so viele Milliarden V° ^ 
nicht den Bürgern, sondern in ^°G^ \$ 
ter Weise im Staatsapparat versicke    j, 
Interesse der Bürger der DDR, abefnUii' 
im Interesse der Steuerzahler in && 
desrepublik Deutschland liegt es, n 
Sozialismus mit keiner Mark zu stu 
Die Allianz begrüßt das Angebot e»°^|. 
Währungsunion von Bundeskanz'6   )-, 
mut Kohl. Die Einführung der D-JÜS 
einer der härtesten und stabilsten ; 

Wäh- 

rungen der Welt, ist der stärkste *l   .# 
schaftliche Aktivposten, den die Bu 

republik Deutschland in die deutsc 
Einheit einbringen kann. . ^k 
Im Gegensatz zur amtierenden Re» u. 
Modrow wird die Allianz für Den    ,gf$ 
land dieses Angebot des Bundeska 
nach einem Regierungswechsel s<\,-fl. 
annehmen. Verbunden mit einer     y0p 
schaftsreform werden wir damit o ^ 
aussetzungen schaffen, daß priya 
stitionen aus der Bundesrepublik    ^ 
Deutschland einen wirtschaftlich6 yfifi' 
beginn in der DDR und ein zweite ^ 
schaftswunder für die Menschen 
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Drjr,      . 
De, ? U     ln der Bundesrepublik 
G 

utschland möglich wird. 

!WeinSam mit der Bundesrepublik 
öeu 

Sch,and wird die „Allianz für 

V i   land" nach dem I8-Marz eine 

Aüf'a j>emeinschaft anstreben. Zu den 
ren J

aben der Sozialgemeinschaft gehö- 
re gängig die Aufgaben der Siche- 
rte,, t, er Renten, der Spareinlagen sowie 
£. nterstützung bei Arbeitslosigkeit. 
die

e^Uianz für Deutschland" fordert 
Uijt ,°z,ajisten auf, ihre Angstkampagne, 
Schaf r s,e über ihre jahrelange Mißwirt- 
Woij Un<^ *nr hersagen hinwegtäuschen 
ten b

en' anzustellen. Die Sozialdemokra- 
Schaf> sicn in scr,,echter Gesell- 
$0£j ,'. Wenn sie gemeinsam mit diesen 
UriQj j,sten Ängste von Rentnern, Sparern 

;n Arbeitnehmern in den Betrieben anh neizen. 

als 
,e*and hat die DDR mehr ausverkauft 'S d" L»L/I\ mein ausvciKuun 

ahre      z'ansten in den zurückliegenden 
Se1 \' Nacn dem 18- Marz wird es die" 
dern ^sverkauf nicht mehr geben, son- 
für u^

en wirtschaftlichen Aufschwung 
ftio^ Ser Land. Sozialisten und Sozialde- 
Utid pten Erstehen nichts von Wirtschaft 
t>D^lnar,zen. Dies haben wir in der 
&iind mit den Sozialisten erlebt und die 
WesrePublik Deutschland hat diese   * 

Hr?"8.611 in der Zeit als die Sozia,de- lUnK   
en in der Regierungsverantwor- 

K6Standen gemacht. 
f e Pan 
'ür rj nnerschaft zwischen der „Allianz 
<leSr   

utschland" und der CDU der Bun- 

^n*le u    an ihrer SPitze mit Bundes- 
^wä,r Helmut Kohl hat sich bereits 
^ark ".   nsere vertrauensvolle Zusam- 
\ \!ä e,t wird sich nach der Wahl am 
H^e'd u°d nach einer Regierungsüber- 
entfal 

durch die Allianz ihre ganze Kraft 
Sf%e p

n\denn die Allianz vertritt die- 
^und 

0l|tik wie sie von der CDU in der 
% j^^^Publik Deutschland seit 40 Jah- 
Vcu   8r°ßem Erfolg vertreten und 

gesetzt wird. 

Zwei JU-Mitglieder im 
Vorstand der EJCD 
Erstmals nahmen Mitglieder der Christ- 
lich-Demokratischen Jugend (CDJ) der 
DDR stimmberechtigt innerhalb der 
Delegation der Jungen Union Deutsch- 
lands (JU) an dem alle zwei Jahre stattfin- 
denen Kongreß der Europäischen Jungen 
Christdemokraten (EJCD) teil. Der 13. 
Kongreß der EJCD, in dem die Jugendor- 
ganisationen der europäischen christde- 
mokratischen Parteien zusammenge- 
schlossen sind, wurde in der italienischen 
Stadt Pisa durchgeführt. 

Neben der Verabschiedung eines Papie- 
res über die Zukunft Deutschlands und 
Europas, in dem sich die Europäischen 
Jungen Christdemokraten für die Einheit 
der beiden deutschen Staaten ausspra- 
chen, fanden Neuwahlen zum Vorstand 
der EJCD statt. 

Im Amt des Vorsitzenden der EJCD 
wurde der Italiener Andrea de Guttry 
bestätigt. Zum Vizepräsidenten des Ver- 
bandes wurde der stellvertretende Bun- 
desvorsitzende der Jungen Union 
Deutschlands, Christian Fischer (Esch- 
born), gewählt. Beisitzer im neuen EJCD- 
Vorstand ist das JU-Bundesvorstandsmit- 
glied Klaus Welle (Ennigerloh). 

BACDJ führte erste 
Gespräche mit 
DDR-Vertretern 
Der Vorsitzende des Bundesarbeitskreises 
Christlich-Demokratischer Juristen 
(BACDJ), der baden-württembergische 
Justizminister Heinz Eyrich MdL, und 
sein Stellvertreter MdB Herbert Helmrich 
haben in der DDR erste rechtspolitische 
Gespräche mit Vertretern der Ost-CDU 
und des Demokratischen Aufbruch 
geführt. 
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Das vereinte Deutschland - 
wirtschaftlich zu mächtig? 
Es gibt ausländische Stimmen, die vor 
einer Wiedervereinigung Deutschlands 
warnen, weil dann Deutschland wirt- 
schaftlich zu mächtig sei. Dies ist eine 
Sicht der Dinge, welche der Wirklich- 
keit unserer Zeit nicht gerecht wird. 

Sicherlich hat ein Land mit stärkerer 
Wirtschaftskraft international ein beson- 
deres Gewicht. Es ist aber verfehlt, dies 
mit „Macht" gleichzusetzen. In der Regel 
erwachsen aus der stärksten Wirtschafts- 
kraft auch vermehrte internationale Ver- 
pflichtungen, höhere Lasten. Die Bundes- 
republik Deutschland zum Beispiel muß 
infolge ihrer Wirtschaftskraft auch den 
größten Anteil der Finanzbeträge an die 
Europäische Gemeinschaft entrichten. Es 
kann aber wohl niemand behaupten, wir 
Deutschen würden innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaft die Macht aus- 
üben. 

Die internationalen Verflechtungen, die 
zunehmen werden, lassen die Wirtschafts- 
kraft eines Landes immer weniger nur 
diesem Lande zugute kommen. Jedes 
Land muß sich freuen, wenn es bei einem 
anderen Land bergauf geht, zumal bei 
einem Nachbarland. Im Grunde handelt 
es sich um das alte ökonomische Mißver- 
ständnis, dem einen gehe es besser, wenn 
es dem anderen schlechter gehe. Als ob 
ein stets gleichbleibender Kuchen zu ver- 
teilen wäre! Sollte die Wirtschaft in 
einem wiedervereinigten Deutschland tat- 
sächlich noch stärker zum Erblühen kom- 
men — unseren Nachbarn in West und 
Ost, ja der gesamten Weltwirtschaft 
könnte nichts Besseres passieren. 

Die Furcht vor der deutschen Wirt- 
schaftskraft ist auch aus einem anderen 

Grund unberechtigt. „Reich" und daß1 

mächtig ist bei uns nicht der Staat, so*1' 
dem sind die Bürger. Die gesamten     .. 
öffentlichen Schulden belaufen sich^ . 
über eine Billion Mark. Das private O , 
vermögen, breit gestreut, beläuft sich 
etwa 2,8 Billionen Mark. Die national 
Wirtschaftskraft ist also weitgehend nj 
die Summe von unzähligen privaten ^ 
lichkeiten, welche nicht gebündelt sin ' 
sondern im Wettbewerb miteinander 
gen. 
Der Staat ist, was die Wirtschaftskraft 
angeht, eher nur eine statistische ^r f. s. 
sungsstelle des privaten Reichtums- v 

halb ist es auch eine Illusion zu mein 
Staatshilfen könnten die DDR nenne*1 

Wie unberechtigt die FurcW 
im Ausland vor der Wirt- 
schaftskraft eines wiederve*' 
einigten Deutschlands ist, 
hat der CDU/CSU-BundeS' 
tagsabgeordnete Hansjörg 
Häfele dargelegt. . 
  — 

wert hochbringen; entscheidend ist» 
privates Kapital in die DDR fließt- » 
besteht die Gefahr, daß wir im Zuge 
Wiedervereinigungsprozesses unser 
Wirtschaftskraft schmälern, weil w°n 

fahrtstaatliche Verteilungen Vorrang 
erhalten gegenüber der Freisetzung     ., 
Produktivkräfte. Es scheint in Verge* 
heit zu geraten, daß die Grundlage 
Wohlstandes die Arbeit ist. «t 
Hansjörg Häfele: Unser Reichtum h    f 

zudem von den Bürgern anderer L* 
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ty' °r allem davon, ob andere unsere 
auk?" kaufen. Weil andere unsere Pro- 
Öe 

e aonehmen, können es sich die 
in   ^

cllen wie kein anderes Volk leisten, 
w,"Je[e Länder zu reisen. Auch dabei 
sond       • deutscne »Macht" ausgeübt, 
in   ^m ein Teil unseres Reichtums wird 
^ndere Länder geleitet. 
gij. ^n diesen wirtschaftlichen Gründen 
„t)e

aas kluge Wort von Vaclav Havel: 
Win      ^an<* kann so groß sein, wie es 

1 s°lange der vereinigte Staat frei und 

f^  
-Jgjhges Wort von Havel 

M•    atiscn ist." Der neue tschechoslo- 
sejn      e Staatspräsident hebt sich mit 
ren     "altung wohltuend ab von ande- 
rn n!lSländiscnen Politikern, die aufpas- 
Wi, ÜSsen, daß sie nicht für zu leicht 
^en werden. 
scha

S
f
,n allem: Die Furcht vor einer Wirt- 

Deüt 
s*»Macht" eines wiedervereinigten 

Seh»      .ands entspringt einer veralteten 
st'sch'd'^ eller etatistisch-merkantili- 
Schaftr°zialistisch ist'mit marktwirt- 
\ni  lcnen Gesetzmäßigkeiten dagegen 

!* 2ütun hat. 

Medien-Seminare 
Das Institut für Politische Bildung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung bietet wie- 
der Veranstaltungen an, in denen sich 
politisch Interessierte „fit" machen 
können. Die Gäste der Stiftung lernen 
die Praxis des lokalen Journalismus 
kennen, erhalten Tips für die Zusam- 
menarbeit mit Presse und Rundfunk 
sowie zahlreiche Anregungen für die 
Entwicklung einer zugkräftigen politi- 
schen Öffentlichkeitsarbeit. 
Die nächsten Termine: 
• Kommunale Pressearbeit 
20. 4. — 22. 4. 1990 (VA Nr. 96) 
• Öffentlichkeitsarbeit 
22. 4. - 24.4. 1990 (VA Nr. 99) 
22. 6. - 24. 6. 1990 (VA Nr. 154) 
Die Veranstaltungen finden in Schloß 
Eichholz bei Bonn statt. 
Informationen und Anmeldungen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Institut für Politische Bildung 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331,5047 Wesseling 

Stadtarchivar: Die Länder bestehen fort 
D 
I?*95* in der DDR aufgelösten 
de"«r bestehen nach Auffassung 
jj Stadtarchiv-Direktors von 
ha,,.»Werner Piechcki, bis auf den 
aeut»gen Tag fort. 

Ihre seinerzeitige Auflösung sei nicht 
die f

tmä^'8 gewesen. Zu der Absicht, 
ein      f Länder in der DDR wieder 

zuführen, stellte Piechcki in einem 
Ke LC^ten fest> es müsse bei dieser 

°htsgrundlage „nichts Neues gebil- 

det werden, sondern es braucht nur 
der alte rechtmäßige Zustand wieder- 
hergestellt werden". 
Die drei Länder Mecklenburg, Sach- 
sen und Thüringen sowie die durch 
den Befehl der sowjetischen Militär- 
administration aus den früheren preu- 
ßischen Provinzen Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt hervorgegangenen 
Länder wurden seinerzeit von der 
SED-Staatsführung durch 15 Bezirke 
ersetzt. 
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Die vergessene Union 
Die CDU in der sowjetischen Besatzungszone 1945-1^ 

Revolutionen geben — im besten Fall — 
auch fundamentalen Begriffen ihre Klar- 
heit und geschichtlichen Wahrheiten 
ihren Rang wieder. In diesen Wochen 
erlebt Europa, wie die Völker das „volks- 
demokratische" Zerrbild von Freiheit 
und Recht entlarven und hinwegfegen. 
Für diese Menschen ist totalitäre Dikta- 
tur reale Erfahrung gewesen, die in Worte 
zu fassen gefährlich war. Heute kann die 
Sprache ihre Propagandafassade ablegen 
und ihre ursprüngliche Bedeutung wie- 
dergewinnen: Die Dinge beim Namen 
nennen. Im Westen sind fürs erste die 
verstummt, die eine Wirklichkeit mit 
Worten entschärfen wollten, die den 
Totalitarismus erträglich zu machen 
glaubten, wenn sie nur den Begriff nicht 
verwendeten. Die Überwindung der 
Begriffsverwirrung und die Rehabilitie- 
rung der Geschichte haben erst begon- 
nen. Falsche Zungenschläge und neue 
Geschichtslegenden nützen nur den Kon- 
kursverwaltern der alten Machthaber. 
Das gilt auch für die Entwicklung des 
Parteiensystems in der DDR vor den 
Volkskammerwahlen am 18. März 1990. 
In der öffentlichen Diskussion wird die 
erneuerte CDU der DDR ausschließlich 
als ehemalige Blockpartei und Hilfs- 
truppe der SED wahrgenommen. Das 
war sie auch und mit diesem Erbe muß 
sie sich auch nach der personellen und 
programmatischen Neubesinnung weiter- 
hin offen und konsequent auseinander- 
setzen. Aber sie kann dabei an eine frei- 
heitliche und antitotalitäre Tradition 
anknüpfen. Die CDU war die konsequen- 
teste, nach der Zwangsvereinigung von 
KPD und SPD im April 1946 die größte 
und bis 1948 im Rahmen ihrer Möglich- 

keiten die wirksamste antikommunisti' 
sehe Kraft in der sowjetisch besetzten 
Zone. 

Zwangskoalition in der SBZ 
Berlin gehörte 1945 neben Köln, Fran^ 
fürt und München zu den bedeutends* 
Gründungszentren der Union. Als erst 
der Besatzungsmächte hatte die sowp' 
sehe Militäradministration (SMAD) &l 

Marschall Shukow einen Tag nach inf 

Errichtung am 10. Juni 1945 die Zulas'. 
sung „demokratischer und antifaschis 
scher" Parteien verkündet. Mit dieser 
frühzeitigen Entscheidung wollten d«e 

Sowjets vor dem für Juli vorgesehenen 
Einzug der West-Alliierten in Berlin d> 
Parteibildung in ihrer Zone abschliep. 
Sie erwarteten außerdem von frühze'Up 
Gründungen in der Reichshauptstao1 

politischen Einfluß auf die Entwickln^ 
des Parteiensystems in den Westzonen- 
Die Parteiengründungen in der SßZ 

Von MdB Jürgen Rüttgers, Parla' 
mentarischer Geschäftsführer de 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

h d^ zogen sich von Beginn an nicht nacn 
Spielregeln parlamentarischer Demo* 
tie. Bedingung für die Zulassung einer 

Partei war ihre Bereitschaft im sogen3 

ten „demokratisch-antifaschistischen 
Block" mitzuwirken. Diese „Zwangst 
lition" sollte jeder Oppositionsbildung 
vorbeugen und die politischen MaC^ntef 
Strukturen in der SBZ frühzeitig im * 
esse der sowjetischen Besatzungsm^ 
und ihrer deutschen Agentur, der K* 



CDU UiD 8/1990 •  Seite 15 

. JR eine Zulassung zu erreichen und 
*ü kör    e politiscne Art>eit aufnehmen 

Juni .^ deren Gründung bereits am 11. 

D«  CH5 f0'gte- De'
nnsthch-Demokratische Union 

Qründ       ds" veröffentlichte ihren 
Berlj 

dun8saufruf am 26. Juni 1945 in 
£m„ *   ,e Registrierung und damit die 
erfo|S!Ung der Partei durch die SMAD 
diecfn am 10"Juli"Für die SowJets war 

dem ,     willkommener Bestandteil einer 
steril tischen Fassade. Das Blocksy- 
e'n ei °     a's Disziplinierungsinstrument 
VerhinHnStändiges Profil dieser Partei 

ten de     n" ^'e Gründungsrepräsentan- 
'^titir h^en von Beginn an die 

ohn      des Parteienblocks bekämpft 
^en   6 Erfolg. Sie mußten dies hinneh- 

^e|e fj en" ^ur Unterwerfung unter die 
^aren 

e.r SowJetischen Besatzungspolitik 
s°'lte   'e r~ w'e s'cn schon bald zeigen 
8e8en^ nicht bereit. Der Widerstand 
^üs j eJJJe neue Variante des Totalitaris- 
die ^rf.^

eutschland einte sie ebenso wie 
^n ^ ahrung des Widerstandes gegen 
fati(je 

atl0na,sozialismus. In diesem Geist 
schiC(jj.

s,^h Frauen und Männer unter- 
fessi0 J, er Politischer, sozialer und kon- 
*Us*m C      Herkunft zur Parteigründung 
reti ^e

men- Dazu gehörten u. a. die frühe- 
rer VoJ^^spolitiker Andreas Hermes, 
^n?01-^ ^eicrisemährungs- und 

s'dent ^'"«ster war und später erster Pra- 
lle nS Deutscrien Bauernverbandes 

v'far ü   
Lenz' Heinricn Krone, Emil 

*%!(  ' Heinrich Vockel, Hans Luka- 
0eWerk

nd J°hann-Baptist Gradl, die 
^ristlj Schafter Jakob Kaiser von den 
Suite     n Gewerkschaften und Ernst 

Uncke V°n den liberalen Hirsch- 
l%nti 

rsehen Gewerkschaften, die pro- 
% von

SH       Konservativen Otto Hein- 
%rt^.der Gablentz und Paul Yorck von 

MiiS 
8- Sie hatten fast alle in Ver- 

u i,jtäro mU dem Kreisauer Kreis, der 
KlrchP 

pP°sition oder der Bekennenden 
gestanden. 

Die Gründung der Union 
Hermes war am 20. Juli 1944 verhaftet 
und im Januar 1945 von Hitlers Blutrich- 
ter Freisler zum Tode verurteilt worden. 
Kaiser hielt sich über Monate in einem 
Kellerverschlag vor der Gestapo ver- 
steckt. Für sie und ihre Mitstreiter war 
„Nie wieder Krieg" und „Nie wieder 
Diktatur" gleichermaßen die Konsequenz 
aus der Naziherrschaft. Und deshalb 
wollten sie die unheilvolle Zersplitterung 
der christlichen, liberalen und demokra- 
tisch-konservativen Kräfte in der Weima- 
rer Republik endgültig überwinden. 
Diese Zielsetzung sollte auch im Namen 
der neuen Partei zum Ausdruck kommen. 
Im Gespräch waren die Bezeichnungen 
Deutsche oder Christliche Aufbaupartei, 
Christlich-soziale Volkspartei, Christlich- 
Sozialer Einheitsblock, Demokratische 
Union, Aufbauunion oder Einheits- 
gruppe. 

Schließlich setzte sich Andreas Hermes 
mit seinem Vorschlag „Christlich-Demo- 
kratische Union Deutschlands" durch. 
„Christlich" sollte für die Verpflichtung 
auf die sittlichen Grundsätze des Chri- 
stentums stehen; „Demokratisch" bein- 
haltete das Bekenntnis zur freiheitlichen 
Staatsverfassung und die Abgrenzung zu 
jeder Form des Totalitarismus; „Union" 
symbolisierte den konfessions- und klas- 
senübergreifenden Charakter der neuen 
Partei; „Deutschlands" schließlich 
bezeugte den überregionalen, auf ganz 
Deutschland zielenden politischen 
Gestaltungsanspruch. In einer frühen 
Darstellung der Anfänge der CDU heißt 
es dazu: 

„Man gab der neuen Partei den Namen 
ihres Kerngedankens, den Namen einer 
Union, der Union der christlichen und 
demokratischen Gruppen, der Union der 
Stände und Berufe, der Union der Klas- 
sen und Schichten, der Union aller Kreise 
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im Geiste einer neuen allumfassenden 
Volkspartei." 

Die Grundgedanken der Berliner Grün- 
der waren auch in den anderen Besat- 
zungszonen wirksam. Die Zeit war reif 
für diese neue Partei, die einzige Innova- 
tion im deutschen Parteiensystem der 
Nachkriegszeit. Spontan und ohne 
Abstimmung untereinander entstanden 
überall in Deutschland christlich moti- 
vierte politische Gruppierungen. Am wei- 
testen verbreitet war zunächst die 
Bezeichnung Christlich Demokratische 
Partei. Auf dem ersten und einzigen 
„Reichstreffen" der christlichen Demo- 
kraten vom 14. bis 16. Dezember 1945 in 
Bad Godesberg wurde CDUD als einheit- 
licher Name beschlossen. Lediglich die 
CSU Bayern behielt ihre Bezeichnung 
bei. 

Kesseltreiben gegen 
die CDU-Führung 
Andreas Hermes, der erste Vorsitzende 
der CDU in der SBZ, konnte ebenso wie 
sein Stellvertreter, der frühere preußische 
Handelsminister Dr. Walther Schreiber, 
am Godesberger Treffen nicht teilneh- 
men. Die SMAD hatte ihnen die Reise 
untersagt. Nur wenige Tage später wur- 
den beide auf Befehl der Sowjets abge- 
setzt. Von Beginn an hatte der Druck der 
Besatzungsmacht den Spielraum der 
CDU eingeengt, und sie in organisatori- 
scher Hinsicht benachteiligt. Die Repres- 
salien verschärften sich im Zuge der von 
den Sowjets propagierten Bodenreform. 
„Kriegsverbrecher und aktive Nazis" 
sowie alle Grundeigentümer, die über 
mehr als 100 Hektar verfügten, sollten 
entschädigungslos und vollständig enteig- 
net werden. Dem „antifaschistischen 
Block" sollte die Aufgabe zufallen, für 
diese Politik in der deutschen Bevölke- 
rung zu werben. Hermes hatte frühzeitig 
seine ablehnende Haltung öffentlich 

erklärt. Die Unterzeichnung eines A«*'' 
rufs zugunsten der Bodenreform lehn 
die CDU ab. Hermes zeigte in dieser 
Situation ungewöhnliche persönliche 
Standfestigkeit. Der einzige seiner dre 
Söhne, der den Krieg überlebt hatte, 
befand sich in sowjetischer Kriegsgej3 

genschaft. Marschall Shukow hatte ihn 

nach Potsdam bringen lassen und defj' 
Vater die Rückkehr signalisiert. Als " 
mes in der Frage der Bodenreform ha 
blieb, wurde sein Sohn in ein Straflag 
nach Sibirien gebracht und erst 1949 
lassen. Die kommunistisch gelenkte 
Presse in der SBZ veranstaltete ein K* 
seitreiben gegen die CDU-Führung-^ 
wurden „reaktionäre Umtriebe", ,Me. 
den des Dritten Reiches" und »JesU'U* 
mus" vorgeworfen. Schließlich wurde 
Hermes und sein Stellvertreter Schrei 
von der SMAD am 22. Dezember 19® 
für abgesetzt erklärt. Dieser massive• 
.griff in die Selbstbestimmung der CV 
zeigte die engen Grenzen einer blocK* 
ternen Oppositionspolitik. Danach st 
sich der führungslosen Partei die Frag ' 
ob unter den gegenwärtigen Bedingt jj 
die politische Arbeit fortgesetzt werd 
könne. Man entschied sich dafür, den 

Kampf nicht aufzugeben. Jakob K.a»s 

später der erste Bundesminister für 
Gesamtdeutsche Aufgaben und Vors« 
zende der Christlich-Demokratischer» 
Arbeitnehmerschaft, wurde neuer y 
zender, Ernst Lemmer, später ebenfa 
langjähriger Bundesminister, sein £>l   ^ 
Vertreter. Dazu hat Jakob Kaiser rücK 
kend gesagt: t(f 

„Es war eine Gewissensfrage erTt .rfft 
Art, ob nach diesem letzten Eingrl"..fj, 
die Selbstbestimmung der Partei p° 
sehe Abstinenz geübt oder um der 
sehen in der Sowjetzone willen, de 
schweres Schicksal sich immer trie 
abzuzeichnen begann, noch einrt" 
Versuch positiver politischer Arbe'     j$ 
gemacht werden sollte. Ich habe d 
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der Aufgabe an diesen unseren 
^nschen Willen Verantwortung für 

,e Führung der CD U der Sowjetzone 
"Berlins übernommen mit der 
stWtmten Erklärung, daß uns niemals 
ne Politik der Unterwerfung zugemu- 

let »erden dürfe." 

UM ?amPf von Jakob Kaiser 
Au

a Ernst Lemmer 
WeCL nacn dem erzwungenen Führungs- 
ir, ihr

Sel wandelte sich die CDU der SBZ 
Pa« . ^ Selbstverständnis nicht zu einer 
l^ mit sozialistischer Sonderrolle. 
Rjjgj War in Berlin, wie auch etwa im 
„$oz- *nd oder in Hessen die Rede vom 
wl    mus aus christlicher Verantwor- 
Sovviet ^es natte vor a"em m der 

Und t Is .n Zone eher semantischen 
Cr,a   "Aschen als programmatischen 
a|s he 

ter- Solidarität und Subsidiarität 
%t    

u^te Gegenpole zum sozialisti- 
Begj  ^assenkampfdenken waren von 
H-H*

1
 
an die tragenden Pfeiler Christ- 

ie,, ,em°kratischer Politik. Kaiser selbst 
^°"en^ ^cntun8: »Wir müssen und wir 
Mar).j ^"enbrecher des dogmatischen 
tie*, Smus und seiner totalitären Ten- 
l'Sche   Se'n" Dies kam auch in der prak- 
Wandt

n P.olitik zur Geltung. Die CDU 
tier pri 

Slcn gegen eine Verstaatlichung 
tier ge 

Vat°anken, gegen die „Vereinigung 
tient |enseitigen Bauernhilfe" als Instru- 
^irtSc,er Staatsaufsicht über die Land- 
tier ju    l Und plädierte für die Annahme 
Sgs arschallplan-Hilfe. In der Verfas- 
h     polltik versuchten die Christdemo- 

^r8ebnis der Gemeindewahlen 1946 

kraten vor allem bei den Elternrechten, 
der Religionsfreiheit oder dem Eigen- 
tumsschutz eigenständige Akzente zu set- 
zen. Es gelang sogar, in der Brandenbur- 
gischen Verfassung ein Widerstandsrecht 
zu verankern. Mit parlamentarisch-demo- 
kratischen Mitteln wollten Kaiser und 
Lemmer den Aufbau eines zentralisti- 
schen, kommunistischen Staates verhin- 
dern. Deshalb richtete sich ihr Wider- 
stand auch gegen eine Entmachtung der 
parlamentarischen Parteien. Besatzungs- 
macht und SED veränderten die realen 
Machtverhältnisse ohne Rücksicht auf 
demokratische Spielregeln und Wahler- 
gebnisse. Im Juni 1947 wurde der CDU 
mitgeteilt, daß sich nach den Gewerk- 
schaften nun vier weitere sogenannten 
Massenorganisationen, darunter die FDJ, 
dem „Antifaschistisch-demokratischen 
Block" angeschlossen hätte. Damit sollte 
der Einfluß der SED weiter gestärkt wer- 
den. Die feste und prinzipielle Haltung 
der CDU in dieser Frage war auch das 
Resultat eines durch die vorhergehenden 
Wahlen gestärkten Selbstbewußtseins. 
Schon bei den Gemeindewahlen in der 
SBZ im September 1946 konnte von 
Chancengleichheit keine Rede sein. 
Abgesehen von den alltäglichen Begünsti- 
gungen für die SED und den Behinderun- 
gen der übrigen Parteien führten Verzöge- 
rungen bei der Zulassung der CDU auf 
örtlicher Ebene dazu, daß die Partei in 
Teilen des Landes keine Wahlvorschläge 
einreichen konnte und somit nicht wähl- 
bar war. Die SED konnte dennoch mit 
dem Ergebnis nicht zufrieden sein. 

war: 

SS 

^nbure 

SED LDP CDU Sonstige     Ungültige 

48,4 20,2 19,7 1,8 9,8 
46,4 23,7 16,7 5,2 8,0 
49,5 19,8 13,3 1,8 15,6 
54,3 17,2 15,6 3,5 
63,2 9,5 15,2 2,8 9,3 
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Damit hatte die CDU ein Gesamt- 
ergebnis von 18,8 Prozent in der SBZ 
erreicht. Die SED erhielt insgesamt 57,1, 
die LDP21,1 Prozent. Bei den Landes- 
und Kreis wählen am 20. Oktober 1946 
hatten alle Wähler die Möglichkeit, ihre 
Stimme für die CDU abzugeben. Sie 
erreichte 24,4 Prozent bei 24,6 Prozent für 
die LDP und 47,5 Prozent für die SED. 
Ihr bestes Ergebnis hatte die Union in 
Mecklenburg mit 34,1 Prozent. Auf dem 
Eichsfeld erhielt sie gar um 68 Prozent. 

Trotz dieser beachtlichen Wahlerfolge in 
einem entstehenden totalitären System 
konnte die CDU an den tatsächlichen 
Machtverhältnissen wenig ändern. Der 
Widerstand gegen die Deportation von 
Deutschen in die Sowjetunion, gegen 
Enteignungen, gegen willkürliche Verhaf- 
tungen und Konzentrationslager erhöhte 
nur den Druck der Besatzungsmacht und 
der SED, die auch vor Verfolgung und 
Verhaftung nicht zurück schreckte. Der 
Aufbau der Einparteien-Diktatur war 
nicht mehr zu bremsen. Die Auseinander- 
setzung zwischen Besatzungsmacht und 
SED auf der einen sowie der CDU auf 
der anderen Seite spitzte sich im Herbst 
1947 zu. Am 26. November rief die SED 
zu einem „Deutschen Volkskongreß für 
Einheit-und gerechten Frieden" auf, des- 
sen Mitglieder von Parteien, Massenorga- 
nisationen und Betrieben bestellt werden 
sollten. Damit sollte deutschlandpolitisch 
der „antifaschistische Block" als einziger 
Hüter der Deutschen Einheit dargestellt 
sowie innenpolitisch die Landesparla- 
mente und Kommunalvertretungen ent- 
machtet werden. Die CDU lehnte das 
undemokratische Verfahren und die Ziel- 
setzung dieser Propagandaaktion ab. Die 
SMAD reagierte prompt: Kaiser und 
Lemmer und mit ihnen der gesamte 
Hauptvorstand wurden abgesetzt. Es 
begann die Umgestaltung der CDU der 
SBZ zum willfährigen Erfüllungsgehilfen 

der SED. Wer sich nicht fügen wollte 
mußte Flucht oder Gefängnis in KaU 

nehmen. 
Die Leitmotive der Parteigründer in 
lin Einheit, Freiheit und Gerechtig^ 
waren damit nicht dementiert. Aber 
politische Entfaltung war in Mittel-    -j. 
deutschland für lange Zeit am Mac» 
len der sowjetischen Besatzer und "e   % 
deutschen Kommunisten gescheiten- 

Sozialdemokraten 
in Schweden gescheit^ 
Es ist außerordentlich interessant, **' 
sich die Sozialdemokraten zum Thern 
Schweden verhalten. Das Scheitern ^ 
sozialdemokratischen Regierung >n s .M 
den verdeutlicht, daß auch Schweden J 
mehr als Modell für die DDR herang*^ 
gen werden kann, erklärt der wirtscn 
politische Sprecher der CDU/CSU-^ 
destagsfraktion, Matthias Wissma""' 
Überzogenes Sozialstaatsdenken, st 
ehe Umverteilungspolitik und ein A 
ufern der Staatsbürokratie haben zü ^ 
einem dramatischen wirtschaftlich6 ^jt 
dergang dieses einst neben Amerik3 

Abstand reichsten Landes der Wen 
geführt. Schweden liegt im Verglejc" . 
den anderen Staaten in Europa mit 
nen verfügbaren Einkommen auf * 
17, bei den Lohnkostensteigerungen  $ 
jedoch seit Jahren an der Spitze ^ef ^i 
strieländer. Der Wohlfahrtsstaat bei^flt( 

die Bürger mit Steuern bis zu 85 ?T° $ 
der öffentliche Bereich verschlingt 
Drittel des Bruttosozialprodukts. D1^ 
Sozialdemokraten in der Bundesrep' 
Deutschland sollten dies als mahne     ^ 
Beispiel vor Augen haben, wenn sie

tüfl^ 
neue Steuererhöhungen und -belas    fy. 
des Bürgers zur Lösung der Heraus ^ 
rungen im Umweltbereich oder de 
henden Wiedervereinigung forder •   -j,i 
Neben der Sozialen Marktwirtschaft 
es eben doch keinen „Dritten Weg • 
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^k Frauen-Union stellt sich vor 

°UTIK FüR FRAUEN 

JN        PROF. DR. RITA SüSSMUTH, 

^_ VORSITZENDE DER FRAUEN-UNION, SAGT: 

^•auen wollen echte Wahlfreiheit und die 
"einbarkeit von Familie und Beruf 

jjfauen wollen in allen Bereichen der Gesellschaft 
nre Fähigkeiten einbringen 

Pfauen wollen mit den Männern wirkliche 
•Partnerschaft leben 

Das Faltblatt „ Politik für Frauen" ist 
jetzt über das IS- Versandzentrum zu 
beziehen. Auf vier Seiten werden die 
Ziele der Frauen-Union und die politi- 
schen Erfolge für eine moderne Frau- 
enpolitik, die bereits erreicht wurden, 
dargestellt. Außerdem gibt es Informa- 
tionen zur Mitgliedschaft in der 
Frauen-Union. 

Faltblatt: „Politik für Frauen" 
Bestell-Nr.: 2180 
Mindestabnahme: 50 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 7,50 DM 
zuzüglich MwSt. 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1328 
4804 Versmold 

jjeitsausschuß zwischen 
Di^er Union und CDJ 
^Chn8e Union Deutschlands (JU) und 
(%\ )JStlich-Demokratische Jugend 
eVs g      DDR bereiten die Gründung 

.gesamtdeutschen christlich demo- ^ti 
Setn2w

en JuSenclverDandes vor- Zu d»e- 
s>t?end eck vereinbarten die beiden Vor- 
\h nln.I?ermann Gröhe (JU) und Chri- ^end 8e,U%       r (CDJ) die Einsetzung eines 
Hh ö

Samen Arbeitsausschusses. Chri- PhB 
K Grö

e
h
nder schlug den JU-Vorsitzen- 

i beitc      a'S Sprecher des gemeinsamen 
^rma USSChusses vor- 
S^istrf11 Gröhe erklärte, daß die jungen 
lk.   uemr»u>„4... •   i   • .     rr •. ,emSc)

e,mokraten in beiden Teilen 
\ glands die einmalige Chance hät- 

r,chtungsweisende Entschei- 

dungen schon heute die Grundlagen für 
eine zukunftsorientierte Jugendpolitik in 
einem geeinten Deutschland zu legen. 
Diese Zukunft mache es notwendig, daß 
die christlich demokratisch orientierten 
Kräfte der Jugend in der Bundesrepublik 
und der DDR in einem starken Verband 
zusammengeführt werden. Hermann 
Gröhe geht davon aus, daß bis zum dies- 
jährigen Deutschlandtag der Jungen 
Union, der vom 13. bis 16. September je 
zwei Tage in Leipzig und Paderborn statt- 
findet, die satzungsrechtlichen Grundla- 
gen für eine Vereinigung der beiden Ver- 
bände erarbeitet sein werden. Vorher 
strebt die CDJ in der DDR eine Einheit 
mit den Jugendorganisationen des Demo- 
kratischen Aufbruchs (DA) und der 
Deutschen Sozialen Union (DSU) an. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Neu im Angebot 

Plakat: 
„Einigkeit und Recht 
und Freiheit" 
DINAl 
Bestell-Nr.: 7245 
Mindestabnahme: 50 Exempt 
Preis pro Mindestabnahme: 
30,- DM 

DINAO 
Bestell-Nr.: 7246 
Mindestabnahme: 50 Exempt 
Preis pro Mindestabnahme: 
50,- DM 
Alle Preise zuzüglich Mehrwertste^ 
inklusive Versand 

Bestellungen an: J 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 VersW0 
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